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1 Umsatzsteuer bei PV-Anlagen 
 

Neben der Einkommensteuerbefreiung für 

Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) ergaben sich 

durch das Jahressteuergesetz 2022 auch 

wichtige Änderungen bei der Umsatzsteuer. So 

gilt für Lieferungen von Solarmodulen 

(einschließlich wesentlicher Komponenten und 

Speicher) an PV-Anlagen-Betreiber ab dem 

01.01.2023 ein sog. „Nullsteuersatz“, wenn die 

PV-Anlage auf oder in der Nähe von 

Privatwohnungen, Wohnungen sowie 

öffentlichen und anderen dem Gemeinwohl 

dienenden Gebäuden installiert wird. Faktisch 

erfolgen die genannten Leistungen damit ohne 

Umsatzsteuer zum „Nettopreis“. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung des 

„Nullsteuersatzes“ gelten aus 

Vereinfachungsgründen als erfüllt, wenn die 

PV-Anlage lt. Markstammdatenregister (MaStR) 

nicht mehr als 30 kW (peak) beträgt.  

Zu einigen Zweifelsfragen bezüglich der 

Neuregelung hat die Finanzverwaltung kürzlich 

wie folgt Stellung genommen: 

 

Vereinfachungsregelung: Bestimmung 
der 30 kW-Grenze 
 

Die 30 kW-Grenze ist nach Ansicht der 

Finanzverwaltung einheitenbezogen zu prüfen. 

Bei der nachträglichen Erweiterung einer PV-

Anlage ist die Leistung der bestehenden Einheit 

mit der der Erweiterung zu addieren. Wird die 

30 kW-Grenze durch die Erweiterung 

überschritten, ist die Vereinfachungsregelung 

auf den nachträglich ergänzten Teil nicht 

anwendbar. 

 

Was gilt bei gemischt genutzten 
Gebäuden außerhalb der 
Vereinfachungsregel 
 

Die Voraussetzungen für den „Nullsteuersatz“ 

(z.B. Errichtung auf bzw. in der Nähe eines 

Wohngebäudes) gelten bei PV-Anlagen bis zu 

30 kW (peak) aus Vereinfachungsgründen stets 

als erfüllt (s.o.). Bei größeren Anlagen ist 

allerdings der Nachweis im Einzelfall zu 

erbringen. 

 
2 Finanzverwaltung bremst: Abschreibung 

Immobilien anhand tatsächlich kürzerer 
Nutzungsdauer 

 

Hintergrund 
 

Zu Wohnzwecken vermietete Immobilien 

werden meist mit 2% jährlich abgeschrieben. 

Bei nicht zu Wohnzwecken genutzten 

Immobilien beträgt der Abschreibungssatz 

meist 3%. Diese Abschreibungsregeln 

entsprechen einer typisierten gesetzlichen 

Nutzungsdauer von 50 Jahren (bei 

Wohngebäuden) bzw. ca. 33 Jahren (bei nicht 

zu Wohnzwecken dienenden Gebäuden). 

Ist die tatsächliche Nutzungsdauer des 

Gebäudes niedriger (z.B. 25 Jahre), so lässt es 

der Gesetzgeber seit jeher zu, nach dieser 

kürzeren Nutzungsdauer abzuschreiben. Dies 

führt im Nutzungszeitraum jährlich zu einer 

höheren Abschreibung und damit zu einer 

niedrigeren Steuerbelastung. 

 

Geplante Gesetzesänderung geplatzt 
 

Aufgrund der positiven BFH-Rechtsprechung 

haben die Anträge auf Abschreibung nach 

einer tatsächlich kürzeren Nutzungsdauer stark 

zugenommen. Der Gesetzgeber plante daher 

Ende 2022, diese für den Steuerpflichtigen 

günstige Regelung gänzlich zu streichen.  

Das Vorhaben wurde jedoch auf den letzten 

Metern des Gesetzgebungsverfahrens wieder 

fallen gelassen. Somit ist es nach wie vor 

möglich, die Abschreibung anhand der 

tatsächlich kürzeren Nutzungsdauer 

vorzunehmen. 

Aufgrund der nun durch den BFH 

ausgeweiteten Nachweismöglichkeiten ist 

daher mit einer weiteren Zunahme der 

entsprechenden Fälle zu rechnen. Insbesondere 

die Ermittlung anhand der 

Immobilienwertermittlungsverordnung scheint 

hier eine praxisgerechte Darlegungsmethode 

zu sein. 



 

Reaktion der Finanzverwaltung 
 
 

Mit einem kürzlich veröffentlichten BMF-

Schreiben hat die Finanzverwaltung 

entsprechende Anträge nun aber 

„ausgebremst“. Ungeachtet der BFH-

Rechtsprechung hat sie deutlich gemacht, 

Nachweise einer tatsächlich kürzeren 

Nutzungsdauer auch zukünftig nur bei Vorlage 

eines Gutachtens eines öffentlich bestellten 

und vereidigten Sachverständigen 

anzuerkennen. Insbesondere sei die bloße 

Übernahme einer Restnutzungsdauer aus 

einem Verkehrswertgutachten nicht als 

Nachweis einer tatsächlich kürzeren 

Nutzungsdauer geeignet. 

 

Folgen für die Praxis 
 

Aufgrund des obigen BMF-Schreibens wird es 

in der Praxis (wie bisher) zum Nachweis einer 

tatsächlich kürzeren Restnutzungsdauer eines 

speziellen Gutachtens bedürfen (z.B. 

Bausubstanzgutachten). In allen anderen Fällen 

muss wohl der Weg des 

Rechtsbehelfsverfahrens (ggf. bis zum 

Finanzgericht) beschritten werden. 

3 Besteuerung der staatlichen Zuschüsse für 
Gas, Erdwärme, Strom und Co. 

Zur Milderung der Folgen der gestiegenen 

Kosten für Heizung und Strom hat der Bund 

verschiedene Gegenmaßnahmen beschlossen. 

Hierunter fallen insbesondere folgende 

Zuschüsse: 

 

• Erdgas-Wärme-Soforthilfe 

• Erdgas-Wärmepreisbremse 

• Strompreisbremse 

• Zuschüsse für Heizöl und Pellets 

Besteuerung 

Derzeit ist einzig die Besteuerung der Erdgas-

Wärme-Soforthilfe gesetzlich geregelt. Diese 

soll von sog. „Besserverdienern“ ab einem 

Einkommen von 66.915 € (bzw. 133.830 € bei 

Zusammenveranlagung) zu einem bestimmten 

Anteil versteuert werden müssen. Der zu 

versteuernde Anteil der Förderung nimmt dann 

mit steigendem Einkommen weiter zu. Erst ab 

einem zu versteuernden Einkommen von 

104.009 € (bzw. 208.018 € bei 

zusammenveranlagten Ehegatten) ist der volle 

Betrag der Förderung zu versteuern. 

Bei Privathaushalten wird die Besteuerung der 

Hilfen regelmäßig erst im VZ 2023 erfolgen. 

 
4 Veräußerung Einfamilienhaus nach 

Ehescheidung 
 

Lassen sich Ehegatten scheiden, die gemeinsam 

ein Eigenheim besitzen, so führt dies häufig zu 

steuerlichen Problemen. Veräußert nämlich 

einer der beiden im Rahmen der 

Vermögensauseinandersetzung seinen 

Miteigentumsanteil an dem gemeinsamen 

Eigenheim an den früheren Ehepartner, so kann 

der Verkauf als privates Veräußerungsgeschäft 

der Besteuerung unterfallen, wenn zwischen 

Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als 

10 Jahre gelegen haben. Dies hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 

nun noch einmal bekräftigt. 

Im entschiedenen Fall hatte der Kläger 

zusammen mit seiner früheren Ehefrau im Jahr 

2008 ein Einfamilienhaus erworben und dieses 

zunächst mit ihrem gemeinsamen Kind 

bewohnt. Nachdem die Ehe in die Krise geriet, 

zog der Ehemann 2015 aus dem Objekt aus. 

Die Ehefrau verblieb mit dem gemeinsamen 

Kind in der Immobilie. Anschließend wurde die 

Ehe geschieden. 

Im Rahmen der Vermögensauseinandersetzung 

im Scheidungsverfahren kam es zwischen den 

getrenntlebenden Ehepartnern zum Streit über 

die Immobilie. Nachdem die Ehefrau dem 

Kläger die Versteigerung angedroht hatte, 

veräußerte der Ehemann im Jahr 2017 seinen 

hälftigen Miteigentumsanteil an die Ehefrau. 

Diese nutzte die Immobilie weiterhin mit dem 

gemeinsamen Kind zu eigenen Wohnzwecken. 

Aufgrund der mittlerweile gestiegenen 

Immobilienpreise veräußerte der Kläger seinen 

Miteigentumsanteil zu einem über den 

ursprünglichen Anschaffungskosten liegenden 



Preis – erzielte also einen Gewinn. Das 

Finanzamt unterwarf diesen Gewinn der 

Einkommensteuer. 

Der BFH bestätigte nun die Vorgehensweise 

des Finanzamts. Ein steuerpflichtiges privates 

Veräußerungsgeschäft läge vor, wenn eine 

Immobilie innerhalb von 10 Jahren angeschafft 

und wieder veräußert würde. Dies gelte auch 

für einen hälftigen Miteigentumsanteil, der im 

Rahmen der Vermögensauseinandersetzung 

nach einer Ehescheidung von einem 

Miteigentümer an den anderen veräußert 

würde. 

Die Ausnahmeregelung, wonach die 

Veräußerung einer Immobilie dann nicht 

steuerbar ist, wenn die Immobilie durchgängig 

zwischen Anschaffung und Veräußerung oder 

im Jahr der Veräußerung und in den beiden 

vorangegangenen Jahren zu eigenen 

Wohnzwecken genutzt wird, greife vorliegend 

nicht. Ein in Scheidung befindlicher Ehegatte 

nutze das in seinem Miteigentum stehende 

Immobilienobjekt nämlich nicht mehr zu 

eigenen Wohnzwecken, wenn er ausgezogen 

sei und nur noch sein geschiedener Ehegatte 

und das gemeinsame Kind weiterhin dort 

wohnten. 

Es läge hier auch keine Zwangslage vor, wie 

dies etwa bei einer Enteignung oder einer 

Zwangsversteigerung der Fall sei. Zwar habe 

die geschiedene Ehefrau ihren Ex-Partner 

erheblich unter Druck gesetzt. Letztlich habe 

dieser aber seinen Anteil an dem 

Einfamilienhaus an seine geschiedene Frau 

freiwillig veräußert. 

 

5 Reform der Pflegeversicherung 

Das Bundeskabinett hat eine Reform der 

Pflegeversicherung in 2 Stufen beschlossen: 

Zur Absicherung bestehender 

Leistungsansprüche der sozialen 

Pflegeversicherung wird der allgemeine 

Beitragssatz zum 01. Juli 2023 um 0,35 

Prozentpunkte angehoben. Ebenfalls zum 01. 

Juli 2023 wird der Beitragssatz zur Umsetzung 

des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts 

vom 07. April 2022 nach der Kinderzahl 

differenziert. Eltern zahlen dann generell 0,6 

Beitragssatzpunkte weniger als Kinderlose. Bei 

kinderlosen Mitgliedern gilt ein Beitragssatz in 

Höhe von 4%. Bei Mitgliedern mit einem Kind 

gilt demgegenüber nur ein Beitragssatz von 

3,4%. Ab zwei Kindern wird der Beitrag 

während der Erziehungsphase bis zum 25. 

Lebensjahr um 0,25 Beitragssatzpunkte je Kind 

bis zum fünften Kind weiter abgesenkt. 

Es gelten somit ab Juli 2023 folgende 

Beitragssätze 

 

• Mitglieder ohne Kinder    

= 4,00% (Arbeitnehmer-Anteil: 2,3%) 

• Mitglieder mit 1 Kind   

= 3,40% (lebenslang) (Arbeitnehmer-

Anteil: 1,7%) 

• Mitglieder mit 2 Kindern 

= 3,15% (Arbeitnehmer-Anteil: 1,45%) 

• Mitglieder mit 3 Kindern  

= 2,90% (Arbeitnehmer-Anteil: 1,2%) 

• Mitglieder mit 4 Kindern  

= 2,65% (Arbeitnehmer-Anteil 0,95%) 

• Mitglieder mit 5 und mehr Kinder 

= 2,40% (Arbeitnehmer-Anteil 0,7%) 

 

Die genannten Abschläge gelten, solange alle 

jeweils zu berücksichtigenden Kinder unter 25 

Jahre alt sind. Der Arbeitgeberanteil beträgt 

immer 1,7%. 

 

6 Betriebsausgabenpauschalen wurden 
erhöht 

Hauptberuflich tätige Schriftsteller und 

Journalisten sowie für nebenberuflich tätige 

Wissenschaftler, Künstler, Schriftsteller und 

Lehrer/Prüfer können ihre Betriebsausgaben 

pauschal ermitteln. Die entsprechenden 

Pauschalbeträge wurden nun ab dem 

Veranlagungszeitraum 2023 wie folgt erhöht: 

 

• Bei hauptberuflicher selbständiger 

schriftstellerischer oder journalistischer 

Tätigkeit können ab dem 

Veranlagungszeitraum 2023 30 % der 

Betriebseinnahmen aus dieser Tätigkeit 

pauschal als Betriebsausgaben 

abgezogen werden, höchstens jedoch 

3.600 € jährlich. 



• Hinweis: Bis einschließlich dem 

Veranlagungszeitraum 2022 beträgt 

der Höchstbetrag 2.455 €.  

• Bei nebenberuflicher Tätigkeit im 

wissenschaftlichen, künstlerischen 

oder schriftstellerischen Bereich kann 

der Steuerpflichtige 25 % der 

Betriebseinnahmen aus dieser 

Nebentätigkeit pauschal als 

Betriebsausgaben geltend machen, 

höchstens jedoch 900 € jährlich. Der 

Höchstbetrag von 900 € kann nur 

einmal für alle Nebentätigkeiten, die 

unter die Vereinfachungsregelung 

fallen, gewährt werden. 

• Hinweis: Zu den nebenberuflichen 

Tätigkeiten gehört auch eine Vortrags- 

oder nebenberufliche Lehr- und 

Prüfungstätigkeit, sofern sie nicht 

steuerfrei ist. Bislang betrug der 

Höchstbetrag 614 €.  

 

7 Verzinsung bei Gesellschafterdarlehen und 
Co. prüfen! 

Seit Anfang 2022 ist der Leitzins der EZB von 

0% auf mittlerweile 4% gestiegen. Die 

Auswirkungen für die Wirtschaft sind enorm. Es 

ergeben sich durch das gestiegene Zinsniveau 

aber auch steuerliche Folgen. 

Aufgrund des gestiegenen Zinsniveaus gehören 

insbesondere Zinsvereinbarungen zwischen 

nahen Angehörigen oder zwischen 

Gesellschaftern und ihren Kapitalgesellschaften 

auf den Prüfstand. Steuerlich ist hier auf den 

sog. „Fremdvergleich“ zu achten. Wurde keine 

Zinsbindungsfrist vereinbart oder läuft diese 

aus, so sollte geprüft werden, ob die damals 

vereinbarten Zinsen jetzt noch fremdüblich sind 

oder ob eine Anhebung erforderlich ist. 

Beispielsweise können Vereinbarungen 

bezüglich folgender Rechtsverhältnisse 

betroffen sein: 

 

• Darlehen zwischen nahen 

Angehörigen 

• Verrechnungskonten zwischen 

Gesellschaft und Gesellschafter 

• Darlehen des Gesellschafters an die 

Gesellschaft (und umgekehrt) 

• Bürgschaften des Gesellschafters an die 

Gesellschaft (und umgekehrt) 

• Darlehen im Konzern 

Welcher Zinssatz fremdüblich ist, hängt dabei 

zwar immer von den Umständen des Einzelfalls 

ab (Darlehenssumme, Laufzeit, Bonität des 

Schuldners…). Kürzlich bestätigte der 

Bundesfinanzhof aber, dass es in Fällen, bei 

denen es keine besseren Anhaltspunkte gibt, 

sachgerecht sein kann, von einer hälftigen 

Margenteilung zwischen banküblichen 

Habenzinsen und banküblichen Sollzinsen 

auszugehen. 

 

8 Inflationsausgleichsprämie zur Abgeltung 
von Überstunden 

In seinem aktuellen FAQ-Katalog hat das 

Bundesfinanzministerium (BMF) zur 

Inflationsausgleichsprämie zur Möglichkeit der 

Abgeltung von Überstunden hingewiesen.  

Hintergrund: Freiwillige Leistungen des 

Arbeitgebers, die dieser zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn gewährt, können im 

Rahmen einer Inflationsausgleichsprämie (IAP) 

bis zu einem Betrag von 3.000 € steuer- und 

sozialversicherungsfrei im Zeitraum vom 26. 

Oktober 2022 bis zum 31. Dezember 2024 

gewährt werden. Die Arbeitgeberleistung kann 

in Form von Barzuschüssen oder 

Sachzuwendungen gewährt werden. Auch 

eine ratierliche Auszahlung über den 

Begünstigungszeitraum ist möglich 

Das BMF hat nun klargestellt, dass die IAP auch 

dazu genutzt werden kann, Arbeitnehmern ihre 

Überstunden steuer- und sozialabgabenfrei zu 

vergüten. Voraussetzung ist, dass im Zeitpunkt 

der Vereinbarung oder der Zusage der 

Sonderzahlung kein Anspruch des 

Arbeitnehmers auf eine Vergütung von 

Überstunden besteht (also lediglich die 

Möglichkeit des Freizeitausgleichs gegeben ist).  

 

Achtung: Nicht genutzt werden kann die IAP im 

Fall der Gehaltsumwandlung oder bei einem 

Entgeltverzicht! 


